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 Verkehrsrechtliche Anordnung und verkehrssichernde Maßnahmen im Zusam
menhang mit Bewegungsjagden zur ASP Prävention 

 
I. Allgemeines 
(1) Bei einer Bewegungsjagd kann es sich um eine erlaubnispflichtige Veranstal

tung im Sinne von § 29 Abs. 2 der Straßenverkehrsordnung (StVO) handeln, 
wenn bei der Durchführung Straßen mehr als verkehrsüblich in Anspruch ge
nommen werden. Das alleinige Sperren und Umleiten des Verkehrs, sowie das 
Aufstellen von Verkehrszeichen zur Erhöhung der Aufmerksamkeit der Ver
kehrsteilnehmer auf eine Bewegungsjagd stellen jedoch den Regelfall dar und 
sind nicht einer übermäßigen Straßenbenutzung nach dem § 29 Abs. 2 der 
StVO zuzuordnen. 
 

(2) Für das Aufstellen von Verkehrszeichen und -einrichtungen jeglicher Art bedarf 
es einer verkehrsrechtlichen Anordnung der Straßenverkehrsbehörde auf der 
Grundlage des § 45 der StVO. Der Adressat der Verkehrsrechtlichen Anord
nung ist der Straßenbaulastträger, der sich bei Drittantragstellungen die bei 
ihm entstehenden Kosten erstatten lässt. 
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II. Verkehrssichernde Maßnahmen kleineren Umfangs 
(3) Im Ermessen des zuständigen Straßenbaulastträgers ist der Aufbau, die Unter

haltung und der Abbau von Gefahrzeichen und geschwindigkeitsbegrenzenden 
Vorschriftszeichen durch die Jagdberechtigten im Zuge von Bewegungsjagden 
denkbar. Solche Beschilderungsmaßnahmen kleineren Umfangs können nach 
der Zustimmung der unteren örtlichen Straßenbaubehörden auch in Eigenregie 
durch die Jagdberechtigten erfolgen, wenn sich die Beteiligten nach inhaltli
chem Austausch darauf verständigen. 

 
(4) Auf die in den „Richtlinien für die verkehrsrechtliche Sicherung von Arbeitsstel

len an Straßen“ (RSA) enthaltenen Regelungen, dass als Verantwortlicher für 
die Verkehrssicherung nur benannt werden darf, wer die erforderlichen Fach
kenntnisse entsprechend dem „Merkblatt über die Rahmenbedingungen für er
forderlichen Fachkenntnisse zur Verkehrssicherung an Arbeitsstellen an Stra
ßen“ (MVAS) besitzt, soll für den vorliegenden Sachverhalt verzichtet werden, 
da die RSA hier nicht einschlägig ist. 

 
(5) Die Straßenbaubehörde haftet bei einer Übertragung der Ausführung von ver

kehrsrechtlichen Anordnungen im Außenverhältnis weiterhin. Die Unterweisung 
und Kontrolle ist daher zu beachten.  

 
(6) Die kommunalen Baulastträger regeln dies jeweils in ihrer eigenen Zuständig

keit.  
 

III. Verkehrssichernde Maßnahmen im Zuge von Streckensperrungen 
(7) Gegebenenfalls notwendige Straßensperrungen sowie die hierfür erforderliche 

Ausschilderung von Umleitungen sind durch ein fachkundiges Unternehmen 
durchzuführen, da dieses von dem Verantwortlichen der Verkehrssicherung 
eine besondere Fachkunde erfordert. Entsprechend der zur Verfügung stehen
den Ressourcen kann dies auch durch die örtlich zuständige Straßenmeisterei 
durchgeführt werden. Die Entscheidung hierüber trifft das zuständige Straßen
bauamt der unteren Verwaltungsbehörde.  
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IV. Kostentragung für verkehrsrechtliche Anordnung und verkehrssichernde 
Maßnahmen 
(8) Die Kosten für die erforderlichen verkehrsrechtlich angeordneten Absiche

rungsmaßnahmen im Rahmen der Bewegungsjagden aus vorstehenden Zif
fern II. und III. sind grundsätzlich vom Antragsteller zu tragen. Für Kreis- und 
Gemeindeverbindungsstraßen obliegt die Entscheidung dem kommunalen 
Baulastträger.  

 
V. Verwaltungsvereinfachung durch Unterstützung des VM bei der haushaltsmä
ßigen Abwicklung 
(9) Im Falle einer Kostenübernahme des MLR zur Umsetzung von verkehrsrechtli

chen Anordnungen bei großräumigen revierübergreifenden Bewegungsjagden 
im Rahmen der Schwarzwildbejagung zur ASP-Seuchenprävention unterstützt 
das VM das MLR bei der haushaltsmäßigen Abwicklung. Hierzu ergehen ge
sonderte Regelungen. 

 
VI. Schlussbestimmungen: 
(10) Dieses Schreiben wird in der „Liste der Regelwerke der Straßenbauverwaltung 

Baden-Württemberg“ (LisRe-StB-BW) im Intranet der Straßenbauverwaltung 
und Internetangebot des Ministeriums für Verkehr im Sachgebiet 7.3 Straßen
verkehrstechnik und Straßenausstattung – Arbeitsstellen an Straßen einge
stellt. 

 
gez. i. V. Benjamin Haufe 


